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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP 


Verfahren der EG-Kommission gegen den Zehnten Rahmenplan der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag hat sich mit den Bedenken der EG- 
Kommission gegen die deutsche Regionalförderung befaßt, wie 
sie in dem am 6. November 1981 eingeleiteten Prüfverfahren nach 
Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag zum Ausdruck kommen. Er ver- 
kennt nicht, daß eine wirksame Kontrolle unter den Kriterien des 
Artikels 92 EWG-Vertrag auch für regionale Beihilfen, sofern sie 
zu Wettbewerbsverfälschungen im Gemeinsamen Markt führen, 
erforderhch ist. Er ist jedoch einhelhg zu der Auffassung gelangt, 
daß die von der EG-Kommission in ihrem Prüfverfahren zugrun- 
degelegte Methode, insbesondere die Anwendung von - noch 
nicht einmal statistisch zureichend belegten - Gemeinschafts- 
durchschnitten, und die hierauf gestützten Bedenken weder den 
regionalpohtischen Notwendigkeiten in der Gemeinschaft und 
ihren Mitghedstaaten, noch den wettbewerbspohtischen Zielset- 
zungen des Artikels 92 EWG-Vertrag gerecht werden. Er verweist 
in diesem Zusammenhang vor allem auf die Grundsatzbestim- 
mung des Artikels 104 EWG-Vertrag, der nach Auffassung des 
Deutschen Bundestages jedem Mitghedstaat das Recht und die 
Pflicht auferlegt, eine wirksame Regionalpohtik mit dem Ziel des 
Ausgleichs regionaler Disparitäten im nationalen Rahmen zu 
betreiben, um damit zur Erreichung der in Artikel 104 genannten 
gesamtwirtschafthchen Ziele beizutragen. 

Der Deutsche Bundestag unterstützt daher einhelhg die von der 
Bundesregierung in ihrer SteUungnahme vom 8. Januar 1982 ver- 
tretene, mit den Bundesländern erarbeitete Position, und fordert 
sie auf, auch weiterhin mit Entschiedenheit dafür einzutreten, daß 
die deutsche Regionalförderung, wie sie aufgrund der Neuab- 
grenzung der Fördergebiete im Jahre 1981 durch den Zehnten 
Rahmenplan von Bund und Ländern gemeinsam festgelegt wor- 
den ist, bewahrt bleibt. Mit der Reduzierung der regionalen För- 
derung im vergangenen Jahr ist die Bundesrepubhk Deutschland 
bei der Eingrenzung der deutschen Regionalförderung bereits 
deutiich über das hinausgegangen, was die EG-Kommission in 
den früheren Verfahren aus den Jahren 1979 und 1980 ihrerseits 
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verlangt hat; sie hat damit unterstrichen, welche besondere 
Bedeutung sie der Beachtung der Wettbewerbsregeln des 
Gemeinsamen Marktes beimißt. 

Eine noch weitere Einschränkung des Umfangs der deutschen 
Regionalförderung, wie sie die EG-Kommission nunmehr ver- 
langt, ist pohtisch und wirtschaftlich unvertretbar. Sie würde 
besondere großräumige Abwanderungen in der Bundesrepublik 
Deutschland beschleunigen. Artikel 92 EWG-Vertrag gibt der 
Kommission dazu keine Grundlage. 

Ebenso weist der Deutsche Bundestag jeden Versuch zurück, die 
Zonenrandförderung entgegen der Bestandsgarantie des Arti- 
kels 92 Abs. 2 Buchstabe c EWG-Vertrag anzutasten und die not- 
wendige Einheitüchkeit dieser Förderung für das gesamte Zonen- 
randgebiet in Frage zu stellen. 

Bonn, den 11. März 1982 

Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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